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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 70 Ausgegeben Danzig, den 7. September 1934 


222 Rechtsverordnung 
betreffend den Erlaß einer Zahnärzte⸗Ordnung. 
Vom 31. Auguſt 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 49 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G.⸗Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft eine Zahnärzteordnung erlaſſen. 


Artikel I 
Die Zahnärzte⸗Ordnung hat folgenden Wortlaut: 
Zahnärzte⸗Ordnung: 
1. Abſchnitt 
Vom Zahnarzt: 
A. Zahnärzteſchaft und Geſundheitspflege 


8 1 fi 
Berufung der Zahn: Die Zahnärzteſchaft der Freien Stadt Danzig in ihrer Geſamtheit iſt zu 
ärzteſchaft Geſundheitsdienſt an der Bevölkerung der Freien Stadt Danzig berufen. 
8 2 | 
Tätigkeit des einzelnen Die Tätigkeit des einzelnen Zahnarztes iſt in Erfüllung öffentlicher Auf⸗ 
Zahnarztes gaben Dienſt am Kranken und an der Geſundheit des Volkes. Die Ausübung 


dieſes Dienſtes iſt keine gewerbliche Tätigkeit. 3 
B. Erwerb und Verlujt der zahnärztlichen Berufsſtellung 
§ 3 
Berechtigung zur Aus⸗ Den zahnärztlichen Beruf innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig 
. 1 auszuüben iſt nur berechtigt, wer im Beſitz einer in der Freien Stadt Danzig 
sal ules gültigen, d. h. durch den Senat anerkannten Approbation ijt. Der Anerkennung 
hat die Zuſtimmung der Fachſchaft der Zahnärzte vorauszugehen. 


8 4 
Bezeichnung als Wer zur Ausübung des zahnärztlichen Berufes innerhalb des Gebietes der 
Zahnarzt Freien Stadt Danzig nicht berechtigt iſt, darf ſich weder Zahnarzt nennen, noch 


eine Bezeichnung führen, durch die der Anſchein erweckt werden kann, daß der 
Betreffende zur Ausübung des zahnärztlichen Berufes berechtigt iſt. 


8 5 N 
Im Ausland appro⸗ Im Ausland approbierte Zahnärzte, die die Befugnis zur Ausübung des 
bierte Zahnärzte zahnärztlichen Berufes innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig haben, 
ſtehen den nach § 3 approbierten Zahnärzten vorbehaltlich beſonderer Beſtim⸗ 
mungen gleich. ! 


§ 6 
Verſagung der Aner⸗ Die Anerkennung der Approbation iſt zu verſagen: 
kennung der a) demjenigen, der die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. Iſt gegen ihn 
Approbation wegen einer ſtrafbaren Handlung, welche den Verlust der bürgerlichen 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 215. 9. 1934.) 


eit 


Widerruf der Aner⸗ 
kennung der 
Approbation 


Die Wiederaner⸗ 
kennung der 
Approbation 


Approbation und 
Ausübung des zahn⸗ 
ärztlichen Berufes. 


Verfahren. 


Verluſt der Berechti⸗ 
gung bei ausländi⸗ 
ſchen Zahnärzten. 


Verzicht auf die Aus⸗ 
übung des zahnärzt⸗ 
lichen Berufes 


Ort der Berufs⸗ 
ausübung. 
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Ehrenrechte zur Folge haben kann, die öffentliche Klage erhoben, ſo iſt 
die Entſcheidung über die Anerkennung der Approbation bis zur Beendi⸗ 
gung des öffentlichen Verfahrens auszuſetzen. 

b) demjenigen, der ſich eines Verhaltens ſchuldig gemacht hat, das ihn 
unwürdig macht, der Zahnärzteſchaft anzugehören. Vor der Entſcheidung 
iſt die Fachſchaft der Zahnärzte gutachtlich zu hören. 


8 7 

Die Anerkennung der Approbation iſt zu widerrufen: 

a) wenn die Unrichtigkeit der Nachweiſe dargetan iſt, auf Grund deren die 
Approbation erlangt iſt; 

b) wenn ſich ergibt, daß die Anerkennung der Approbation gemäß § 6 hätte 
verſagt werden müſſen; 

c) wenn der Approbierte durch berufsgerichtliches Urteil für unwürdig erklärt 
wird, oder für unwürdig erklärt iſt, der Zahnärzteſchaft weiter anzu⸗ 
gehören; 

d) wenn dem Zahnarzt die Bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden. 


§ 8 


Die Wiederanerkennung der Approbation kann nur mit m der 
Fachſchaft der Zahnärzte ausgeſprochen werden. 


8 9 

1. Durch die Anerkennung der Approbation durch den Senat der Freien 
Stadt Danzig erlangt der Zahnarzt die ſtaatliche Berufung zur Ausübung der 
Zahnheilkunde im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 

2. Das Recht zur Ausübung des zahnärztlichen Berufes ruht jedoch, wenn 
der Approbierte infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen eingetretener 
Schwäche ſeiner geiſtigen Kräfte oder wegen Rauſchgiftſucht oder aus einem 
ſonſtigen Grunde zur Erfüllung der Pflichten eines Zahnarztes unfähig erſcheint. 

3. Das Recht zur Ausübung des zahnärztlichen Berufes ruht ferner, wenn 
im berufsgerichtlichen Verfahren ein Verbot der Ausübung der zahnärztlichen 
Tätigkeit verhängt iſt. 

§ 10 


Über die Verſagung und Entziehung der Anerkennung der Approbation 
und über ihre Wiederanerkennung, ſowie über das Ruhen der Ausübung des 
zahnärztlichen Berufes mit Ausnahme des § 9 Abſ. 3 entſcheidet die für die 
Anerkennung der Approbation zuſtändige Stelle nach Stellungnahme der Fach⸗ 
ſchaft der Zahnärzte. 

8 11 


Bei im Ausland approbierten Zahnärzten (§ 5) finden die SS 6 bis 10, 
hinſichtlich ihrer Berechtigung zur Ausübung des zahnärztlichen Berufes, ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

8 12 

Ein Verzicht auf die Approbation iſt unwirkſam. Jeder Zahnarzt iſt indes 
berechtigt, auf die Ausübung des zahnärztlichen Berufes zu verzichten. Wie weit 
ein ſolcher Verzicht von den allgemeinen Berufspflichten befreit, beſtimmt die 
Fachſchaft der Zahnärzte. 


C. Die Berufsſtellung des Zahnarztes 
§ 13 
(1) Ein Zahnarzt ijt erſt dann berechtigt, ſich an einem Ort des Gebietes 
der Freien Stadt Danzig zur Ausübung des zahnärztlichen Berufes niederzu⸗ 
laſſen, wenn ihm hierzu eine beſondere Genehmigung des Senats erteilt iſt. 
Der Genehmigung hat die Zuſtimmung der Fachſchaft der Zahnärzte voraus⸗ 
zugehen. Die Fachſchaft der Zahnärzte ſtellt einen Niederlaſſungsplan auf, der 


die Verteilung der Zahnärzte auf das Landesgebiet —— den Bedürfniſſen der 
Bevölkerung und der Zahnärzte regelt. 


* 0 


Ausübung des 
Berufes 


Mit dem Beruf ver⸗ 
bundene Pflichten 


Schweigepflicht 
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da (2) Die Ausübung des zahnärztlichen Berufes im Umherziehen ijt ver⸗ 
oten. 


Sl 
Der Zahnarzt ijt berechtigt, feine zahnärztliche Tätigkeit im Einzelfalle zu 
verſagen. Jedoch wird er durch dieſes Recht weder von der Pflicht, bei drin⸗ 
gender Gefahr Nothilfe zu leiſten, noch von der Erfüllung vertraglicher Pflichten 
entbunden. ae : 
§ 15 
Der Zahnarzt ijt verpflichtet, feinen Beruf gewiſſenhaft auszuüben und 
ſich durch ſein Verhalten innerhalb und außerhalb ſeines Berufes der Achtung 
und des Vertrauens würdig zu zeigen, die ſein Beruf erfordert. 


§ 16 


(1) Der Zahnarzt it verpflichtet, über alle Tatſachen, die ihm kraft Aus⸗ 
übung des zahnärztlichen Berufes bekannt werden, Stillſchweigen zu bewahren, 


ſoweit er nicht von der Schweigepflicht entbunden iſt oder nicht ein Geſetz oder 
ſittliche Pflichten ihn zur Offenbarung berechtigen oder verpflichten. 


Strafvorſchrift 


5 Aufbau 


; Aufgaben und Rechte 


(2) Eine ſolche ſittliche Pflicht liegt insbeſondere vor, wenn ein berechtigtes 
öffentliches oder ein berechtigtes privates Intereſſe bei ſorgfältiger Abwägung 
höher zu bewerten iſt, als das durch die Schweigepflicht geſchützte Intereſſe, 
und zur Wahrnehmung des höheren Intereſſes die . des Geheim⸗ 
niſſes unumgänglich iſt. 

8 17 

Wer den Beſtimmungen der 88 4 und 13 Abſ. 2 zuwiderhandelt, wird mit 

Gefängnis bis zu 5 Jahren oder mit Geldſtrafe bis zu 10 000 G beſtraft. 


2. Abſchnitt 
Von der Zahnärzteſchaft 
A. Allgemeine Beſtimmungen 


§ 18 

(1) Die Geſamtheit der im Gebiet der Freien Stadt Danzig tätigen Zahn⸗ 
ärzte iſt „Die Danziger Zahnärzteſchaft“. 

(2) Die Danziger Zahnärzteſchaft gliedert ſich: 

a) in die Fachſchaft der Zahnärzte und 
b) in die Berufsvereinigung der Zahnärzte der Freien Stadt Danzig E. V. 

(3) Die Faſchaft der Zahnärzte iſt eine Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts. Sie iſt rechtsfähig. 

(4) Die Berufsvereinigung der Zahnärzte der Freien Stadt Danzig E. V. 
iſt ein eingetragener Verein mit dem Sitz in Danzig. 

(5) Die Fachſchaft der Zahnärzte und die Berufsvereinigung der Zahnärzte 
der Freien Stadt Danzig E. V. in fologendem kurz „Fachſchaft“ und „Berufs⸗ 
vereinigung“ genannt, ſind die Träger der Aufgaben der berufsſtändiſchen Ver⸗ 
tretung in folgendem kurz „Berufsſtändiſche Körperſchaften“ genannt. 


§ 19 


(1) Aufgabe der berufsſtändiſchen Körperſchaften (§ 18 Abſ. 5) ijt der 
Dienſt an der Geſundheit und der Geſunderhaltung der Bevölkerung der Freien 
Stadt Danzig. Hierzu gehört alles, was für die geiſtige, ſeeliſche und körperliche 
Ertüchtigung des Volkes und für jeden Einzelnen von Bedeutung iſt. Die berufs⸗ 
ſtändiſchen Körperſchaften ſorgen für die Erfüllung der der Zahnärzteſchaft 
gegenüber Volk und Staat obliegenden Pflichten. 


(2) Sie vertreten die Zahnärzteſchaft und ſorgen dafür, daß ein ſittlich und 
wiſſenſchaftlich hochſtehender und zur Löſung der volkspflegeriſchen Aufgaben 
befähigter Zahnärzteſtand bereit ſteht. Sie haben ms ein gedeihliches Verhältnis 
der Zahnärzte untereinander hinzuwirken. 


Durchführung der 
Aufga ben 


Aufſicht 


Vollziehung 


Allgemeines 
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(3) Sie nehmen die Belange der Zahnärzteſchaft wahr und ſind zum Ab⸗ 
ſchluß von Geſamtverträgen, auf Grund derer die Zahnärzte in der öffentlichen 
Geſundheitspflege oder bei nicht öffentlichen Stellen die zahnärztliche Ver⸗ 
ſorgung übernehmen, allein berechtigt. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften 
können die Zahnärzte zur . der von ihnen geſchloſſenen Verträge ver⸗ 
pflichten. 

(4) Sie treten für die freie Zahnarztwahl ein, ſoweit es die Art der zu 
erfüllenden Aufgaben geſtattet. 

(5) Sie ſind Träger der zahnärztlichen Selbstverwaltung. 

(6) Sie können Einrichtungen ſchaffen, die den Zweck haben, den Satine 
ärzten und ihren Hinterbliebenen eine Verſorgung zu gewähren. 

(7) Sie erſtatten Gutachten an Behörden und Gericht oder benennen auf 
Anfordern Gutachter. 

(8) Sie arbeiten in allen Angelegenheiten ihres Aufgabenkreiſes mit Be⸗ 
hörden des Staates, Gemeinden und Körperſchaften des öffentlichen Rechts zu⸗ 
jammen. Sie Jınd im Rahmen ihrer Aufgaben dieſen Stellen gegenuber zu 
Anfragen, Vorſtellungen und Anträgen berechtigt. Die vorgenannten Stellen 
haben den berufsſtändiſchen Korperſchaften alle für die Voltspflege und ſon⸗ 
ſtigen Aufgaben der berufsſtändiſchen Körperschaften bedeutſame Mitteilungen 
zu machen, lie vor Regelung von Angelegenheiten, die für die Voltspflege 
wichtig ſind, zu hören und auf Befragen Austunft zu erteilen. 


8 20 

(1) Die Fachschaft kann, um die einheitliche Durchführung der in 8 19 
feſtgelegten gemeinſamen Aufgaben ſicherzuſtellen, der Berufsvereinigung Ans 
weiſung geben, in welcher Weile die Aufgaben durchzuführen find. Der Führer 
der Fachschaft beruft den Amtsleiter der Berufsvereinigung und ruft ihn ab. 

(2) Die Fachſchaft tann die Berufsvereinigung mit der Erledigung be⸗ 
ſonderer Aufgaben der Fachſchaft 3 und für die Erfüllung dieſer 
Aufgaben Anweisungen geben. 

(3) Die Fachſchaft kann, falls ihre Anweiſungen nicht befolgt werden, die 
Aufſichtsbehörde gem. § 21 Ziffer 1 anrufen. 

(4) Die Berufsvereinigung der Zahnärzte hat von ſich aus alles zu tun, 
um die Beſtrebungen und Beſchlüſſe der Fachſchaft zu verwirklichen. 

(5) Die e Körperſchaften haben ſich gegenſeitig zu sates 
ſtützen. 

(6) Die Zahnärzte jind inf die Beſchlüſſe ihrer berufsſtändiſchen Körper⸗ 
ſchaften gebunden, beamtete Zahnärzte jedoch nur ſoweit, als dadurch ihre amt⸗ 


lichen Verpflichtungen nicht beeinträchtigt werden. 


8 21 

(1) Die Aufſicht über die berufsſtändiſchen Körperſchaften führt der Senat, 
Abt. für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik. 

(2) Die Aufſicht erſtreckt ſich insbeſondere darauf, daß die Geſetze und die 
ſonſtigen verbindlichen Beſtimmungen beachtet werden. 

! § 22 

(1) Die Fachſchaft ijt berechtigt, die Zahnärzte zur Befolgung ihrer den 
berufsſtändiſchen Körperſchaften gegenüber beſtehenden Pflichten durch Ordnungs⸗ 
ſtrafen anzuhalten. Näheres ordnet die Fachſchaft. 


(2) Die Beitreibung der Ordnungsſtrafen erfolgt durch die Fachſchaft im 
„ Die Ordnungsſtrafen fließen in die Kaſſen der 
Fachſchaft. N a 

B. Die einzelnen berufsſtändiſchen Körperſchaften g 
I, Die Fachſchaft 
Allgemeine Beſtimmungen 
8 23 

(1) Die Fachſchaft umiaht.} es Gebiet der Freien . — RE Sie hat 

ihren Sitz in Danzig. puis 
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(2) Sie führt ein Siegel mit dem Wappen der Freien Stadt Danzig und 
mit der Umſchrift „Fachſchaft der Zahnärzte der Freien Stadt Danzig“. 

(3) Der Fachſchaft unterſtehen alle Zahnärzte im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig (SS 3 und 5) unbeſchadet der im § 20 Abſ. 6 ausgeſprochenen Aus⸗ 
nahme. 

(4) Approbierte Arzte, die gleichzeitig Zahnärzte ſind, gehören zur Zahn⸗ 
ärzteſchaft, wenn ſie vorwiegend zahnärztliche Tätigkeit ausüben. 


8 24 
Meldungsweſen (1) Jeder Zahnarzt hat ſich bei der Fachſchaft unter Vorlage der Appro⸗ 
bationsurkunde anzumelden, dabei die weiteren erforderlichen Angaben zu machen, 
Nachweiſe zu erbringen und alle Anderungen anzuzeigen. 

(2) Die Fachſchaft kann hierfür nähere Beſtimmungen erlaſſen. Sie kann 
für den Fall der Nichtbeachtung der Vorſchriften (Abſ. 1) Ordnungsſtrafen 
verhängen. 

(3) Die Fachſchaft kann die Mithilfe beamteter Zahnärzte und der Be⸗ 
hörden in Anſpruch nehmen. 

(4) Die Fachſchaft erſtattet der zuſtändigen Medizinalbehörde Anzeige von 
den bei ihr eingegangenen Meldungen. i 


Aufgaben der Fachſchaft 


8 25 a 
Allgemeine Aufgaben (1) Die Fachſchaft hat die gemeinſamen Belange der berufsſtändiſchen 
Körperſchaften für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wahrzunehmen. Sie 
hat dafür Sorge zu tragen, daß dieſe ihre Aufgaben einheitlich durchführen. 
(2) Der Fachſchaft ſteht insbeſondere zu: f 

a) Die Pflege und Vermittlung des Verkehrs mit allen Behörden, Ge⸗ 
meinden und Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 

b) Die Mitarbeit und ſachverſtändige Beratung an den der Volkspflege 
dienenden Beſtrebungen und Einrichtungen und an der Geſtaltung dieſer 
Einrichtungen, insbeſondere der öffentlichen Geſundheitspflege einſchl. 
Erbgeſundheitspflege und Raſſenhygiene. 

c) Die Bearbeitung aller Fragen, die die Stellung des Zahnarztes und 
die für den Zahnarzt notwendige Freiheit in ſeiner Berufsausübung, 
auch in der Sozialverſicherung betreffen. 

d) Die Förderung und Pflege des zahnärztlichen Ausbildungs⸗ und Fort⸗ 
bildungsweſens. 

e) Die Führung des zahnärztlichen Verzeichniſſes. 

f) Die Vertretung der Danziger Zahnärzteſchaft. 


§ 26 
Berufsordnung Die Fachſchaft erläßt eine Berufsordnung. In ihr regelt ſie insbeſondere 
die Rechte und Pflichten der Zahnärzte, die Beziehungen der Zahnärzte zu 
einander, die Befugnis, ſich Fachzahnarzt zu nennen, die Fachzahnarztbezeich⸗ 
nung, ſowie das Anzeigen⸗ und Schilderweſen für Zahnärzte. 


8 27 , 

Beſondere Einrich⸗ (1) Die Fachſchaft unterſtützt den Senat und ſeine Organe in all ſeinen 
tungen der Volks⸗ polisgejundheitlihen Beſtrebungen. f 
pflege E)) Sie stellt einen Niederlaſſungsplan auf. (vergl. § 13.) ; 

§ 28 


Durchführung behandl. (1) Zur Teilnahme an der Tätigkeit in der öffentlichen Geſundheitspflege, 
Tätigkeit in der beſonders in der Geſundheitsfürſorge und in der Sozialverſicherung iſt grund⸗ 
öffentlichen Geſund⸗ ſätzlich jeder freipraktizierende, niedergelaſſene Zahnarzt berechtigt, der die 
heitspflege wiſſenſchaftlichen Vorausſetzungen und die Eignung dazu beſitzt. In Zweifels⸗ 
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fällen ſtellt die Fachſchaft felt, ob die wiſſenſchaftlichen Vorausſetzungen und 
die Eignung vorhanden ſind. 

(2) Können trotz wiſſenſchaftlicher ausreichender Vorbildung und Eignung 
nicht alle Zahnärzte an der behandelnden Tätigkeit in öffentlicher Geſundheits⸗ 
pflege teilnehmen, ſo daß die Zulaſſung geregelt werden muß, ſo hat die Fach⸗ 
ſchaft die Zulaſſung und das Verfahren für die Zulaſſung zu regeln. 

(3) Werden für die Tätigkeit in der öffentlichen Geſundheitspflege ſeitens 
der Berufsvereinigung der Zahnärzte der Freien Stadt Danzig Vereinbarungen 
über ein Geſamthonorar getroffen (Geſamtverträge), jo kann die Fachſchaft die 
näheren Beſtimmungen zur Verteilung des Geſamthonorars treffen. 

(4) Die Fachſchaft kann Beſtimmungen oder Richtlinien für die im Dienſte 
der öffentlichen Geſundheitspflege einzuhaltende Wirtſchaftlichkeit bei der Be⸗ 
handlung und Verordnung der Zahnärzte erlaſſen. 

(5) Die Fachſchaft kann auch Beſtimmungen über eine übermäßige Aus⸗ 
dehnung der Tätigkeit beim Zahnarzt treffen. 


§ 29 
Durchführung von Ver⸗ (1) Die Fachſchaft hat das Recht, bei der Auswahl von Zahnärzten für 
waltungstätigkeit den Verwaltungsdienſt in der öffentlichen Geſundheitspflege, insbeſondere auch 
in der an für den vertrauenszahnärztlichen Dienſt mitzuwirken. 

Gefundheitspflege (2) Sie kann insbeſondere den in Betracht kommenden Stellen Vorſchläge 
für die Auswahl geeigneter Zahnärzte machen und andererſeits begründete Be⸗ 
denken gegen die Eignung eines Zahnarztes erheben, um ſeine Beſchäftigung 
oder Weiterbeſchäftigung zu verhindern. 

(3). Werden die erhobenen Bedenken nicht beachtet, jo kann die Fachſchaft 
Einſpruch beim Senat zum Zwecke einer Nachprüfung erheben. 


: § 30 

Vertragsweſen (J) Verträge zwiſchen der Berufsvereinigung der Zahnärzte der Freien 
Stadt Danzig E. V., einzelnen Zahnärzten oder Zahnarztgruppen mit Behörden, 
Krankenkaſſen, Krankenanſtalten, Gemeinden, Fürſorgeſtellen, Vereinen, Ver⸗ 
einigungen und Betrieben zum Zwecke zahnärztlicher Verſorgung, ſowie Verträge 
über die Abgabe oder Übernahme einer Zahnarztpraxis bedürfen zu ihrer Gültig⸗ 
keit der Genehmigung der Fachſchaft. Entgegenſtehende geſetzliche Beſtimmungen 
treten inſoweit außer Kraft. 


(2) Verträge mit einem einzelnen Patienten fallen nicht unter die Be⸗ 
ſtimmungen des Abſatz 1. 


Die Verfaſſung der Fachſchaft 


5 § 31 
Amtsſtellen der Fach⸗ (1) Amtsſtellen der Fachſchaft ſind der Führer und der Führerrat. Der 
ſchaft Führer wird von dem Senat der Freien Stadt Danzig berufen. Der Führer 


der Fachſchaft ernennt ſeinen Stellvertreter. 

(2) Der Führerrat beſteht aus drei Mitgliedern, dieſe werden von dem 
Führer beſtellt, er ernennt auch drei Stellvertreter. Der Führer und die Mit⸗ 
glieder des Führerrats, ſowie die Stellvertreter müſſen die Danziger Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzen. Der Führer und die Mitglieder des Führerrats werden 
auf die Dauer von 4 Jahren berufen. 

(3) Das Amt als Mitglied des Führerrats darf nur aus einem wichtigen 
Grunde vor Ablauf der Dauer der Mitgliedſchaft niedergelegt werden. Hier⸗ 
über entſcheidet der Führer der Fachſchaft endgültig. 

(4) Im Falle zeitweiliger oder dauernder Verhinderung eines Führerrats⸗ 
mitgliedes beſtimmt der Führer die Stellvertretung aus der Zahl der Mitglieder 
der Fachſchaft oder der Stellvertreter des Führerrats, ſoweit nicht für die be⸗ 
ſtimmten Amtsſtellen beſondere Vertreter beſtimmt ſind und zur Verfügung 
ſtehen. Im übrigen regelt die Fachſchaft das Nähere. 


8 32 


Der Führer der Fachſchaft kann einzelne Mitglieder des Führerrats und 
der Zahnärzteſchaft mit der Wahrnehmung einzelner zu feinem Geſchäftsbereich 


Aufgaben des Führer: 
rats 


Geſchäftsordnung der 
Fachſchaft f 


Sitzungen des Führer⸗ 
rats 


Sonſtige . 
Beſtimmungen 


Beiträge 
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gehörender Geſchäfte beauftragen. Die von dieſen Beauftragten erlaſſenen An⸗ 


ordnungen bedürfen aber der Genehmigung des Führers. Der Führer leitet die 
Geſchäfte der Fachſchaft und vertritt die Zahnärzteſchaft nach außen. 


§ 33 
(1) Der Führerrat hat dem Führer zur Seite zu ſtehen und ihn in allen 
Angelegenheiten zu beraten und zu unterſtützen, ſoweit der Führer die Beratung 
in Anſpruch nehmen will. Der Führer entſcheidet aber ſtets ſelbſtändig und kann 
von der Stellungnahme des Führerrats abweichen. 


(2) Der Senat als Aufſichtsbehörde ernennt einen „„ bei 
der Fachſchaft. Saree 


§ 34 
Die Fachſchaft gibt ſich eine Gel ſchäftsordnung, die der Genehmigung des 


Senats der Freien Stadt Danzig bedarf. 


§ 35 : 

(1) Der Führer beruft den Führerat zu Sitzungen. Er hat die Sitzung 
einzuberufen, wenn die Aufſichtsbehörde es fordert. 

(2) Die Aufſichtsbehörde iſt rechtzeitig zu den Sitzungen unter Mitteilung 
der Tagesordnung einzuladen. Ihre Vertreter können zu jeder Zeit das Wort 
nehmen. 

5 8 36 

Die Fachſchaft beſtimmt die Art und Weiſe, wie ihre Veröffentlichungen 
zu erfolgen haben. Mit dem Zeitpunkt der Veröffentlichung erhält dieſe Wirk⸗ 
e wenn nicht ihr Inhalt etwas anderes beſagt. 


8 37 e. a a 
Die Fachſchaft kann zur Erfüllung ihrer 1 von den Zahnärzten 
feſte Beiträge oder Beiträge in Geſtalt eines Hundertſatzes der Einnahmen aus 
zahnärztlicher Berufstätigkeit erheben. Sie kann dieſe Beträge auch ſtaffeln 
und je nach Zwecksbeſtimmung des Beitrages und nach der Art der Einnahmen 
unterſchiedlich geſtalten. Hierbei kann der Familienſtand berückſichtigt werden. 


Die Steuerämter haben auf Verlangen der Fachſchaft Aufſchlüſſe über die 


Aufgaben 


Berufsaufſicht 


Einnahmen der Zahnärzte zu geben. 


II. Die Berufsvereinigung der Zahnärzte der Freien Stadt Danzig E. V. 
§ 38 : 
Der Aufbau und die Aufgaben der Berufsvereinigung der Zahnärzte der 
Freien Stadt Danzig E. V., der Erwerb und der Verluſt der Vereinsmitglied⸗ 
ſchaft, Rechte und Pflichten der Vereinsmitglieder werden durch die Satzung der 
Berufsvereinigung der Zahnärzte der Freien Stadt Danzig E. V. beſtimmt. 
Dieſe Satzung iſt nach Inkrafttreten der Zahnärzteordnung binnen einer vom 
Fachſchaftsführer zu ſetzenden Friſt mit der Zahnärzteordnung in Überein⸗ 
ſtimmung zu bringen, wobei die Satzung das Führerprinzip einzuführen hat. 
3. Abſchnitt 
Berufsaufſicht, Schlichtung, Schiedsweſen und Berufsgerichts barkeit 
§ 39 
Die Fachſchaft der Zahnärzte hat darüber zu wachen, daß der Zahnarzt 
die mit ſeinem Beruf verbundenen Pflichten gewiſſenhaft erfüllt. Verletzt ein 


Zahnarzt dieſe Pflichten, ſo hat der Führer der Fachſchaft den Zahnarzt zu be⸗ 
lehren. Er kann ihn verwarnen oder mit einem Verweis oder mit einer Geld⸗ 


ſtrafe bis zu G 300, — beſtrafen. 


(2) Gegen die Verhängung einer Ordnungsſtrafe nach Abſ. 1 kann der 
Zahnarzt innerhalb 2 Wochen nach Empfang der Mitteilung Beſchwerde bei 
dem Führer einlegen. Die Beſchwerde hat die Wirkung eines Antrages des 
Zahnarztes auf Einleitung des Berufsgerichtsverfahrens (§ 47). Das Berufs⸗ 


Vergehen Dritter 


Schlichtungsſtellen und 


Schiedsgerichte 


Die Berufsgerichte 


Zuſammenſetzung der 
Berufsgerichte 


Zuſtändigkeit 
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gericht kann auch auf eine ſchwerere Strafe erkennen, als diejenige, die von dem 
Führer verhängt worden iſt. Wird Beſchwerde nicht innerhalb der Friſt eingelegt, 
ſo wird die Ordnungsſtrafe rechtskräftig. Dem Zahnarzt ſteht in dieſem Falle 
nicht mehr das Recht zu, einen Antrag auf Einleitung eines Berufsgerichts⸗ 
verfahrens zu ſtellen. 

(3) Im 1 regelt die Fachſchaft das Nähere über die Berufsaufſicht. 


8 40 

Glauben Dritte, daß der Zahnarzt ſeine Berufspflichten verletzt habe, ſo 
können ſie die Fachſchaft zur Nachprüfung oder Schlichtung anrufen. Der 
Führer entſcheidet, ob die ees eines Berufsgerichtsverfahrens erforder- 
lich iſt. 

§ 41 

Bei Streitigkeiten unter Zahnärzten hat der Führer auf Antrag eines 
Zahnarztes eine Schlichtung des Streites zu verſuchen. Bei beruflichen Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Zahnärzten und Dritten findet die Vermittlung nur auf Antrag 
oder mit Zuſtimmung des Dritten ſtatt. 

(2) Der Führer kann von den beteiligten Zahnärzten Auskunft oder per⸗ 
ſönliches Erſcheinen verlangen. Bei unberechtigter Verweigerung der Auskunft 
oder des Erſcheinens kann der Führer eine Ordnungsſtrafe bis zu G 150,— 
verhängen, gegen beamtete Zahnärzte jedoch nicht, wenn es ſich um Angelegen⸗ 
heiten handelt, die mit ihren amtlichen Pflichten in Zuſammenhang ſtehen. 


(3) Sit eine Schlichtung nicht möglich, fo erläßt der Führer einen Schteds- 
ſpruch, wenn die Parteien ſich unter Verzicht auf weitere Rechtsverfolgung 
mit einem ſchiedsgerichtlichen Verfahren einverſtanden erklären. Auf das ſchieds⸗ 
gerichtliche Verfahren finden die für Schiedsgerichte geltenden Beſtimmungen 
der Zivilprozeßordnung Anwendung. 

(4) Im übrigen kann die Fachſchaft nähere Beſtimmungen über das Schlich⸗ 
tungs⸗ und Schiedsgerichtsweſen treffen. 


I. Berufsgerichte und ihre Mitglieder 
8 42 


Die Berufsgerichtsbarkeit wird durch beſondere Gerichte ausgeübt. Bei 
der Fachſchaft iſt ein Berufsgericht und ein Berufsgerichtshof zu bilden. 


§ 43 

(1) Das Berufsgericht beſteht aus 2 Zahnärzten und einem zum Richter⸗ 
amt befähigten Juriſten. Die Mitglieder des Berufsgerichts werden von dem 
Führer der Fachſchaft auf die Dauer von 2 Jahren ernannt. Den Vorſitz führt 
der zum Richteramt befähigte Juriſt. 

(2) Der Berufsgerichtshof beſteht aus einem richterlichen Mitglied des 
Obergerichts, einem zweiten Juriſten, der die Fähigkeit zum Richteramt beſitzt 
und 3 Zahnärzten. Die richterlichen Mitglieder werden von dem Geridtsprajt- 
denten der Freien Stadt Danzig für die Dauer von 2 Jahren ernannt. Die 
zahnärztlichen Mitglieder des Berufsgerichtshofs werden vom Senat auf die 
Dauer von 2 Jahren ernannt. Den Vorſitz führt das richterliche Mitglied des 
Obergerichts. Der Führer und die Mitglieder des Führerrats dürfen nicht 
Mitglieder des Berufsgerichts oder des Berufsgerichtshofs ſein. Der Führer 
hat jedoch das Recht, der Verhandlung beizuwohnen oder ſich durch einen Be⸗ 
auftragten vertreten zu laſſen. Der Führer oder ſeine Beauftragten Tind zu der 
Hauptverhandlung als Beteiligte gem. § 56 Abſ. 1 zu laden. 


(3) Die Fachſchaft ſetzt die Entſchädigung für die Berufsridter felt. 
II. Die Zuſtändigkeit der Berufsgerichte 
8 44 
(1) Die Berufsgerichtsbarkeit erſtreckt ſich auf alle Zahnärzte, die der 


Zahnärzteſchaft der Freien Stadt Danzig angehören, auch auf beamtete Zahn⸗ 
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ärzte, jedoch nur ſoweit, als ihre Tätigkeit nicht einem Dienſtſtrafverfahren 
unterliegt. 

(2) Verletzt ein Zahnarzt die ihm obliegenden Pflichten, ſo hat er die 
berufsgerichtliche Beſtrafung verwirkt. Bei Pflichtverletzungen beamteter Zahn⸗ 
ärzte iſt die vorgeſetzte Dienſtbehörde zu benachrichtigen. 


§ 45 

Gerichts⸗, Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden ſind verpflichtet, 
auf Erſuchen der Berufsgerichte zwecks Aufklärung des Tatbeſtandes Auskunft 
zu erteilen. Die Berufsgerichte ſind berechtigt, auch die örtlichen Polizei⸗ 
behörden um Auskunft oder um protokollariſche Vernehmung von Perſonen zu 
erſuchen. : 

III. Berufsgerichtliches Vermittlungsverfahren 
§ 46 

Die Berufsgerihte können in jeder Lage des Verfahrens die Beilegung 
von Streitigkeiten vermitteln, welche ſich aus dem zahnärztlichen Berufsverhältnis 
zwiſchen Zahnärzten oder einem Zahnarzt und einem Dritten ergeben. Bei 
Streitigkeiten zwiſchen einem Zahnarzt und einem Dritten findet ein Vermittlungs⸗ 
verfahren nur auf Antrag oder mit Zuſtimmung des Dritten ſtatt. 

IV. Verfahren vor den Berufsgerichten 
1. Allgemeine Beſtimmungen 
8 47 

(1) Die Einleitung des Berufsgerichtsverfahrens kann von Amts wegen 
erfolgen oder durch Antrag, den jeder an das Berufsgericht ſtellen kann, ver⸗ 
anlaßt werden. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften müſſen die Einleitung des 
Berufsgerichtsverfahrens beantragen, wenn es mit Rückſicht auf das Anſehen 
des zahnärztlichen Standes geboten erſcheint. 

(2) Das Verfahren wird durch Verfügung des Vorſitzenden des Berufs⸗ 
gerichts eingeleitet. Die Einleitung kann ſowohl aus rechtlichen, wie aus tat- 
ſächlichen Gründen abgelehnt werden. 

§ 48 

(1) Die berufsgerichtliche Verfolgung einer Verfehlung verjährt ind Jahren. 
Bei Verfehlungen, die eine nach allgemeinem Strafrecht ſtrafbare Handlung 
darſtellen, oder mit einer ſolchen in Verbindung ſtehen, verjährt die berufs⸗ 
gerichtliche Verfolgung nicht bevor die Strafverfolgung verjährt iſt. 

(2) Jede Handlung des Vorſitzenden oder eines beauftragten Mitgliedes 
des Berufsgerichts oder des Richters im ſtrafgerichtlichen Verfahren, das wegen 
der gleichen Verfehlung gegen den beſchuldigten Zahnarzt gerichtet iſt, unterbricht 
die Verjährung. Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 

§ 49 

Der Beſchuldigte kann ſich in jeder Lage des Verfahrens eines zum 
Richteramt befähigten Juriſten oder eines Zahnarztes als Beiſtand bedienen, dem 
auf Verlangen Einſicht in die Unterſuchungsakten zu gewähren iſt. 

§ 50 
(1) Die berufsgerichtlichen Strafen ſind: 
a) Verweis. : 
b) Geldſtrafe bis zu 10000,— Gulden. 
c) Die Erklärung, daß der Beſchuldigte unwürdig iſt, der Zahn⸗Arzte⸗ 
ſchaft weiter anzugehören. 

(2) Verweis und Geldſtrafen können nebeneinander als Strafen ausge⸗ 
ſprochen werden. 

(3) Die Strafe iſt nach der Schwere der Verfehlungen unter Berückſichti⸗ 
gung der geſamten Führung des Zahnarztes zu bemeſſen. 

(4) In geeigneten Fällen kann auf Veröffentlichung der berufsgerichtlichen 
Entſcheidung erkannt werden. 


cube HEA PA OG 
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§ 51 

() Das Berufsgericht beſchließt und entſcheidet in der Beſetzung mit 
3 Mitgliedern. Beſchlüſſe und Urteile des Berufsgerichts bedürfen der einfachen 
Stimmenmehrheit. Sie ſind von den Mitgliedern des Berufsgerichts, welche 
bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, zu unterſchreiben. Soll auf Ausſchluß 
aus der Zahnärzteſchaft erkannt werden ($ 50, 1c), fo iſt Einſtimmigkeit 
erforderlich. 

(2) Die Entſcheidung des Shrek it von dem Vorſitzenden zu ver⸗ 
künden. 

(3) Sit gegen den beſchuldigten Zahnarzt wegen derſelben Verfehlungen 
bereits ein ſtrafgerichtliches Verfahren durchgeführt worden, ſo ſind für das Berufs⸗ 
gerichtsverfahren die tatſächlichen Feſtſtellungen des im Strafgerichtsverfahren 
ergangenen Urteils bindend. 


2. Nichtförmliches Berufsgerichtsverfahren 
§ 52 


(1) Verweiſe und Geldſtrafen bis zu G 300,— können ohne förmliches Be⸗ 
rufsgerichtsverfahren durch Beſchluß des Berufsgerichts verhängt werden. 

(2) Die für die Beſchlußfaſſung erforderlichen Ermittlungen ſind anzuſtellen 
und aktenkundig zu machen. Hinſichtlich Art und Umfang der Ermittlungen iſt 
das Berufsgericht durch Anträge nicht gebunden. Vor der Verhängung einer 
Strafe muß der Beſchuldigte gehört werden. 

(3) Das Verfahren wird durch einen Beſchluß abgeſchloſſen, der nur auf 
Beſtraſung oder Einſtellung des Verfahrens lauten kann. Es kann auch eingeſtellt 
werden, wenn eine Verfehlung zwar vorliegt, dieſe aber ſo geringfügig iſt, daß 
eine Beſtrafung gegebenenfalls auch unter Berückſichtigung der geſamten Führung 
des Beſchuldigten nicht angebracht erſcheint. 


3. Förmliches Berufsgerichtsverfahren 
§ 53 


Das förmliche Berufsgerichtsverfahren beſteht aus dem Ermittlungsverfahren 
und der Hauptverhandlung. 
§ 54 


(1) Das Verfahren wird durch einen Beſchluß des Berufsgerichts eröffnet, 
in welchem die dem Beſchuldigten zur Laſt gelegten Verfehlungen aufzuführen 
ſind. Außerdem iſt in dem Beſchluß ein Mitglied des Berufsgerichts zu benennen, 
das das Ermittlungsverfahren führt. 

(2) Die Eröffnung des Verfahrens kann von dem Berufsgericht, ſowohl aus 
rechtlichen, wie aus tatſächlichen Gründen abgelehnt werden. 


§ 55 

(1) Nach der Eröffnung des Verfahrens findet zunächſt das Ermittlungs⸗ 
verfahren ſtatt, in dem das von dem Berufsgericht beſtimmte Mitglied alle ſach⸗ 
dienlichen Beweiſe zu erheben hat. Das Ermittlungsverfahren iſt ſoweit zu 
führen, das ſich in der Regel eine weitere Beweisaufnahme erübrigt. 

(2) Iſt das Ziel des Ermittlungsverfahrens erreicht, ſo überſendet das 
damit beauftragte Mitglied des Berufsgerichts die Akten dem Berufsgericht. 
Das Berufsgericht beſchließt darüber, ob es das Ermittlungsverfahren für ab⸗ 
geſchloſſen oder deſſen Ergänzung zur weiteren Aufklärung der Sache für erforder- 
lich hält. Ergibt ſich, daß der Eröffnungsbeſchluß weſentlich zu erachtende Tat⸗ 
ſachen noch nicht enthält, ſo iſt er zu ergänzen. Der vom Berufsgericht zu 
erlaſſende Ergänzungsbeſchluß muß insbeſondere die dem Beſchuldigten zur Laſt 
gelegten Verfehlungen durch Angabe der ſie begründenden Tatſachen bezeichnen 
und, ſoweit in der Hauptverhandlung Beweis erhoben werden ſoll, die Beweis⸗ 
mittel angeben. 

§ 56 

(1) Die Vorbereitung der Hauptverhandlung liegt dem Vorſitzenden des 

Berufsgerichts ob, der die Sitzungen zu beſtimmen und die Beteiligten dazu 


Zuläſſigkeit 


Zuläſſigkeit 
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einzuladen hat. Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich. Sie beginnt mit dem 
Aufruf des Beſchuldigten und der etwa geladenen Zeugen und Sachverſtändigen. 
Alsdann verlieſt der Vorſitzende oder ein Mitglied des Berufsgerichts in Ab⸗ 
weſenheit der Zeugen den Beſchluß über die Eröffnung des Verfahrens, ge⸗ 
gebenenfalls auch den Ergänzungsbeſchluß und trägt das Ergebnis des bis⸗ 
herigen Verfahrens vor. 

(2) Daran ſchließt ſich die Vernehmung des Beſchuldigten, der Zeugen 
und Sachverſtändigen. Die Ausſagen nicht geladener, aber bereits vernommener 
Zeugen und Sachverſtändigen können in der Hauptverhandlung verleſen werden. 

(3) Zum Schluß der Hauptverhandlung ſind der Beſchuldigte und ſein 
Beiſtand mit ihren Ausführungen zu hören. Der Führer oder ſeine Beauf⸗ 
tragten müſſen auf ihren Antrag ebenfalls gehört werden. Dem Beſchuldigten 
gebührt das letzte Wort. 

(4) Das Berufsgericht kann nach freiem Ermeſſen weitere Beweiserhebung 
beſchließen. 

(5) Die Hauptverhandlung kann ſtattfinden, auch wenn der Beſchuldigte 
trotz ordnungsmäßiger Vorladung nicht erſchienen iſt. 

(6) Die Hauptverhandlung ſchließt mit der Verkündung des Urteils, das 
nur auf Freiſprechung, Beſtrafung oder Einſtellung des Verfahrens lauten kann. 
Das Berufsgericht entſcheidet unter Beachtung der Berufsordnung und der 
ſonſtigen Regelungen nach ſeiner freien Überzeugung. Auf Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens kann erkannt werden, wenn eine Verfehlung zwar vorliegt, dieſe aber ſo 
geringfügig iſt, daß eine Beſtrafung gegebenenfalls auch unter Berückſichtigung 
der geſamten Führung des Beſchuldigten nicht angebracht erſcheint. 


V. Verbot zahnärztlicher Tätigkeit 
§ 57 

(1) Sit gegen einen Zahnarzt ein förmliches Berufsgerichtsverfahren ein⸗ 
geleitet, ſo kann gegen ihn durch Beſchluß des Berufsgerichts ein Verbot zahn⸗ 
ärztlicher Tätigkeit verhängt werden, wenn zu erwarten iſt, daß er im Berufs⸗ 
gerichtsverfahren für unwürdig erklärt werden wird, der Zahnärzteſchaft weiter 
anzugehören. 

(2) Der Beſchluß kann nur auf Grund mündlicher Verhandlungen ergehen. 
Er iſt mit Gründen zu verſehen und den Beſchuldigten zuzuſtellen. Mit der Zu⸗ 
ſtellung des Beſchluſſes ijt dem Zahnarzt verboten, weiterhin zahnärztlich tätig 
zu ſein. Ein Zahnarzt, der dem Verbot zuwiderhandelt, kann mit der im § 50 
Abi. ic bezeichneten Strafe belegt werden, ſofern nicht nach den bejonderen 
Verhältniſſen des Falles eines der im § 50 Abſ. la und 1b bezeichneten 
Strafen als ausreichende Sühne erſcheint. 

(3) Gegen den Beſchluß auf Verbot zahnärztlicher Tätigkeit ſteht dem 
Zahnarzt die Rechtsbeſchwerde an den Berufsgerichtshof zu. Sie hat keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. 

VI. Rechtsmittel, Zuläſſigkeſt 
A. Rechtsbeſchwerde 
§ 58 

(1) Urteile des Berufsgerichts können von dem Führer oder von dem Bee 
ſchuldigten mit der Rechtsbeſchwerde an den Berufsgerichtshof angefochten 
werden. Die Rechtsbeſchwerde iſt ausgeſchloſſen gegen Urteile des Berufsgerichts, 
die auf Verweis oder Geldſtrafe bis zu G 1000, — oder auf mehrere dieſer 
Strafen erkennen, es ſei denn, daß das Berufsgericht in ſeinem Arteil die Rechts⸗ 
beſchwerde für zuläſſig erklärt hat. 

(2) Die Rechtsbeſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, daß: 

a) Die Entſcheidung auf Nichtanwendung oder unrichtiger Anwendung 
des beſtehenden Rechts oder auf einen Se wider den klaren Inhalt 
der Akten beruhe. 


b) das Verfahren an weſentlichen Mängeln leidet. i 


Einlegung und 
Begründung 


Entſcheidung des Be⸗ 
rufsgerichtshofes 


Beſchwerde gegen Be⸗ 
ſchlüſſe des Berufs⸗ 
gerichts 


Rechtskraft des Urteils 


Zuläſſigkeit 


Gebühren und Aus⸗ 
lagen 


Volſſtredung 


686 


(3) Der Nachprüfung des Berufsgerichtshofes unterliegt auch die Höhe der 
vom Berufsgericht verhängten Strafen, ſowie die — — des Berufs⸗ 
gerichts. 

Der Berufsgerichtshof kann nach ſeinem freien Ermeſſen Beweiſe erheben. 

§ 59 

(1) Die Rechtsbeſchwerde ijt bei dem Berufsgericht ſchriftlich einzulegen. 
Die Rechtsbeſchwerdefriſt beträgt 2 Wochen und beginnt mit dem Ablauf des 
Tages, an dem das Urteil dem Beſchuldigten und dem Führer zugeſtellt 
worden iſt. 

(2) Der Beſchwerdeführer ſoll die Beſchwerde ſchriftlich begründen. Die 
Friſt für die Begründung beträgt zwei Wochen. Sie beginnt mit dem Ablauf 
der Rechtsbeſchwerdefriſt. 

(3) Wird die Rechtsbeſchwerde darauf geſtützt, daß das Verfahren an 
weſentlichen Mängeln leidet, ſo ſind in der Rechtsbeſchwerde-Begründung die 
Tatſachen anzugeben, die den Mangel ergeben. Wird ſonſt die Verletzung 
einer Rechtsnorm oder ein Verſtoß wider den klaren Inhalt der Akten gerügt, 
ſo ſoll die Begründung die verletzte Norm oder den Verſtoß bezeichnen. 


§ 60 

(1) Der Berufsgerichtshof beſchließt und entſcheidet nach mündlicher Be⸗ 
ratung in der Beſetzung von 5 Mitgliedern mit einfacher Stimmenmehrheit. 
Soll auf Ausſchluß aus der Zahnärzteſchaft erkannt werden, ſo müſſen dem 
Ausſchluß 4 Mitglieder zuſtimmen. 

(2) Der Berufsgerichtshof iſt an die geltend gemachten Gründe nicht ge⸗ 
bunden. Soweit die Beſchwerde für begründet erachtet wird, iſt das angefochtene 
Urteil aufzuheben. In dieſem Falle kann der Berufsgerichtshof in der Sache 
ſelbſt entſcheiden, oder die Sache an das Berufsgericht zurückverweiſen. Das 
Urteil des Berufsgerichtshofes unterliegt keiner Anfechtung. 

B. Beſchwerde 
§ 61 

Beſchlüſſe des Berufsgerichts ſind mit der Beſchwerde nur in den Fällen 
anfechtbar, in denen die Berufsgerichtsordnung die Beſchwerde ausdrücklich 
zuläßt. Die Beſchwerdefriſt beträgt 2 Wochen. Wher die Beſchwerde entſcheidet 
der Berufsgerichtshof ohne mündliche Verhandlung durch Beſchluß. 

§ 62 

Iſt das Verfahren durch ein rechtskräftiges Urteil abgeſchloſſen, jo ijt gegen 
denſelben Beſchuldigten wegen derſelben Verfehlungen nur ein Wiederaufnahme⸗ 
verfahren zuläſſig. 

VII. Wiederaufnahme des Verfahrens 
§ 63 

Ein förmliches Berufsgerichtsverfahren, das durch eine Entſcheidung (Urteil 
oder Beſchluß) des Berufsgerichts rechtskräftig abgeſchloſſen war, kann aus den 
Gründen wieder aufgenommen werden, aus denen nach den Beſtimmungen der 
Strafprozeß⸗Ordnung ein Verfahren wieder aufgenommen werden kann. 


VIII. Koſten 

6 § 64 
Für das Berufsgerichtsverfahren werden die baren Auslagen in Anſatz 
gebracht, dieſe ſind von dem Vorſitzenden des Berufsgerichts feſtzuſetzen. Die 

Feſtſetzung iſt vollſtreckbar. 
IX. Vollſtreckung 

§ 65 
Urteile und Beſchlüſſe find erſt nach Erlangung der Rechtskraft vollſtreckbar. 
Die Strafen des Verweiſes und der Erklärung, daß der Zahnarzt unwürdig iſt, 


der Zahnärzteſchaft weiter anzugehören, gelten mit der Rechtskraft der Ent⸗ 
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Erlaß, Stundung 


Friſten, Friſtver⸗ 
ſäumung, Wieder⸗ 
einſetzung in den 
vorherigen Stand 
und Stellung 


Ermächtigung 
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§ 66 
Geldſtrafen werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben und fließen 
in die Kaſſe der Fachſchaft. 
§ 67 
Ordnungsſtrafen (§ 39), Geldſtrafen und dem Beſchuldigten auferlegte 
Koſten können von der Fachſchaft unter Berückſichtigung der geſamten Führung 
des beſtraften Zahnarztes, ganz oder teilweiſe geſtundet oder erlaſſen werden. 


X. Friſten und Zuſtellungen 
§ 68 
(1) Auf die Berechnung der Friſten, auf die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand wegen Friſtverſäumung finden die einſchlägigen Vorſchriften der 
Strafprozeß⸗Ordnung Anwendung. 
(2) Zuſtellungen erfolgen unter entſprechender Anwendung der ein⸗ 
ſchlägigen Vorſchriften der Strafprozeß⸗Ordnung. 


XI. Ubergangsbeſtimmungen 
§ 69 

Solange die Berufsgerichtsordnung keine Geſetzeskraft hat, werden Ver⸗ 
fehlungen der Mitglieder der Zahnärzteſchaft nach den Satzungen der Berufs⸗ 
vereinigung der Zahnärzte der Freien Stadt Danzig geahndet. Mit dem In⸗ 
krafttreten der Berufsgerichts⸗Ordnung treten die in der Satzung der Berufs⸗ 
vereinigung der Zahnärzte der Freien Stadt Danzig enthaltenen Strafbefug⸗ 
niſſe außer Kraft. Bei Verfehlungen, die vor dem Inkrafttreten der Berufs⸗ 
gerichts⸗Ordnung geſchehen ſind, ſind auch die Berufsgerichte zur Aburteilung 
zuſtändig. Sie dürfen jedoch für ſolche Verfehlungen nur ſolche Strafen ver⸗ 
hängen, die in der Satzung von 1933 und in der Dilziplinar-Ordnung der 
Berufsvereinigung der Zahnärzte vorgeſehen ſind. 


XII. Ermächtigung 
§ 70 . 


Der Senat wird ermächtigt, das Berufsgerichtsverfahren durch eine Be⸗ 
rufsgerichts-Ordnung zu regeln, vor deren Erlaß die Fachſchaft zu hören iſt. 


Artikel II 


Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung, Ausführung und Ergänzung dieſer Verordnung, 
Rechtsverordnung und allgemeine Vorſchriften zu erlaſſen. 


) 


Artikel III 


as ! 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1934 in Kraft. 


Danzig, den 31. Auguſt 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Kluck 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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